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1 Gliederung und Organisation

Die gesetzliche Unfallversicherung ist ein Zweig der Sozialversicherung. Diese umfasst
die gesetzliche Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung sowie das Arbeitsforde-
rungsrecht. Die gesetzliche Unfallversicherung ist — ebenso wie die anderen Versiche-
rungszweige — eine Pflichtversicherung.

Gesetzliche Grundlage der Unfallversicherung ist das Sozialgesetzbuch, insbesondere
dessen Siebtes Buch (SGB VII). Der Abschluss privater Unfall- oder Haftpflichtversiche-
rungsvertrage beeinflusst und ersetzt nicht die Versicherung in der gesetzlichen Unfall-
versicherung.

Trager der gesetzlichen Unfallversicherung sind die Unfallversicherungstrager der
6ffentlichen Hand (siehe vorletzte Umschlagseite), die gewerblichen Berufsgenossen-
schaften und die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften. Unfallversicherungs-
trager der 6ffentlichen Hand sind

e die Unfallkasse des Bundes,

e die Eisenbahn-Unfallkasse und die Unfallkasse Post und Telekom,

e die Unfallkassen der Lander,

e die Gemeindeunfallversicherungsverbande und Unfallkassen der Gemeinden,
e die Feuerwehr-Unfallkassen.

Die Landesregierungen konnen fiir den Landes- und den kommunalen Bereich auch
gemeinsame Unfallkassen bilden.

Die Unfallversicherungstrdger der 6ffentlichen Hand und die Berufsgenossenschaften
sind Korperschaften des 6ffentlichen Rechts. Sie haben das Recht, sich selbst zu ver-
walten, d.h. sie fiihren die ihnen durch Gesetz tibertragenen Aufgaben in eigener Ver-
antwortung ihrer ehrenamtlichen Selbstverwaltungsorgane — jedoch unter staatlicher
Aufsicht — durch. Selbstverwaltungsorgane sind Vertreterversammlung und Vorstand.
Sie setzen sich je zur Halfte aus Vertretern der Versicherten und der Arbeitgeber
zusammen. Die Vertreterversammlung beschlief3t die Satzung und sonstiges auto-
nomes Recht des Versicherungstragers (z.B. die Unfallverhiitungsvorschriften). Dem
Vorstand obliegt die Verwaltung des Versicherungstragers, soweit es sich nicht um lau-
fende Verwaltungsgeschafte handelt. Die laufenden Verwaltungsgeschdfte fiihrt haupt-
amtlich der Geschéftsfiihrer.



2 Versicherte Personen

Zu den Versicherten zéhlt die Kerngruppe der Arbeitnehmer, daneben unterstehen
noch andere Personengruppen aus verschiedenen Motiven dem Schutz der gesetz-
lichen Unfallversicherung:

e Beschaftigte und ihnen gleich gestellte Personengruppen

— alle Beschdftigten ohne Riicksicht auf Staatsangehorigkeit und Einkommens-
héhe bei standiger oder nur voriibergehender Tatigkeit,

— Lernende wahrend der beruflichen Aus- und Fortbildung und Teilnehmer an
berufsfordernden MaRnahmen der Rehabilitation,

—  Personen bei rechtlich vorgeschriebenen Untersuchungen, Priifungen oder
dhnlichen MaBnahmen vor Aufnahme oder nach Beendigung einer versicher-
ten Tatigkeit,

—  behinderte Menschen in Werkstétten fiir behinderte Menschen,

—  Personen, die wahrend einer gesetzlich angeordneten Freiheitsentziehung
oder auf Grund strafrichterlicher, staatsanwaltlicher oder jugendbehdordlicher
Anordnung wie Beschaftigte tatig werden,

—  Personen, die zu Gunsten eines Unternehmens wie Beschéftigte tatig werden,
ohne dass zu diesem Unternehmen ein Beschaftigungsverhaltnis besteht.

e Personen auf verschiedenen Stufen vorschulischer Erziehung und Betreuung sowie
schulischer und beruflicher Ausbildung

— Kinder wdhrend des Besuchs von Tageseinrichtungen, sowie bei Betreuung
durch geeignete Tagespflegepersonen,

—  Schiiler wahrend des Besuchs von allgemein bildenden oder berufsbildenden
Schulen und bei Teilnahme an BetreuungsmaBnahmen vor und nach dem Un-
terricht,

—  Studierende wahrend der Aus- und Fortbildung an Hochschulen.

e Personen, die im Interesse der Allgemeinheit tatig sind

—  Helfer, die in Unternehmen zur Hilfe bei Ungliicksfallen oder im Zivilschutz un-
entgeltlich, insbesondere ehrenamtlich tétig sind,

—  ehrenamtlich Tatige fiir Bund, Lander, Gemeinden und andere &ffentlich-recht-
liche Institutionen sowie deren Verbande und Arbeitsgemeinschaften, sowie
Ehrenamtliche, die fiir eine private Organisation im Auftrag oder mit ausdriick-
licher Einwilligung von Gebietskdrperschaften tatig sind,
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Personen, die bei Ungliicksfallen, gemeiner Gefahr oder Not Hilfe leisten oder
einen anderen aus erheblicher Gefahr fiir seine Gesundheit retten,

Personen, die Blut oder kérpereigene Organe, Organteile oder Gewebe spen-
den,

Personen, die sich bei der Verfolgung oder Festnahme einer Person, die einer
Straftat verdachtig ist, oder zum Schutz eines widerrechtlich Angegriffenen
personlich einsetzen,

Zeugen, die von einer dazu berechtigten Stelle (z.B. Gericht) zur Beweiserhe-
bung herangezogen werden, und Personen, die von einer 6ffentlichen Institu-
tion zu einer Diensthandlung herangezogen werden.

e Personen, die aus anderen sozialstaatlichen Griinden Versicherungsschutz
geniefen

Meldepflichtige Arbeitslose und Arbeitslosengeld II-Empfanger, wenn sie der
Aufforderung einer Dienststelle der Bundesagentur fiir Arbeit oder eines kom-
munalen Tragers nachkommen, diese oder eine andere Stelle aufzusuchen,

Personen, die stationdre oder teilstationare Behandlung oder stationare, teil-
stationdre oder ambulante Leistungen zur medizinischen Rehabilitation auf
Kosten einer Krankenkasse oder eines Trdgers der gesetzlichen Rentenversi-
cherung oder einer landwirtschaftlichen Alterskasse erhalten oder auf Kosten
eines Unfallversicherungstrdgers an vorbeugenden Manahmen gegen Berufs-
krankheiten teilnehmen,

Personen, die bei der Schaffung 6ffentlich geférderten Wohnraums im Sinne
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes oder im Rahmen der sozialen Wohnraum-
forderung bei der Schaffung von Wohnraum im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 1 bis 3
des Wohnraumforderungsgesetzes im Rahmen der Selbsthilfe tatig sind,

nicht erwerbsmafiige Pflegepersonen,

deutsche Beschaftigte im Ausland bei einer amtlichen Vertretung des Bundes
und der Lander,

Entwicklungshelfer.

e Personen, die kraft Satzung versichert sind, z.B. Besucher von Unternehmens-
statten

e Personen, die in Kapital- oder Personenhandelsgesellschaften regelmafig wie Un-
ternehmer selbststandig tatig sind, wenn sie sich freiwillig versichert haben
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Versicherungsfrei sind

e Personen, fiir die nach anderen Vorschriften eine entsprechende Unfallfiirsorge
oder Versorgung gewdhrleistet ist (z.B. Beamte, Zivildienstleistende),

e im Haushalt unentgeltlich tatige Verwandte oder Verschwagerte bis zum zweiten
Grad oder Pflegekinder der Haushaltsfiihrenden, der Ehegatten oder Lebenspart-
ner.



3  Versicherungsfille

Versicherungsfalle sind Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten. Der Eintritt eines Ver-
sicherungsfalls ist die Grundvoraussetzung fiir Leistungen der Unfallversicherungs-
trager.

Arbeitsunfalle sind Unfélle, die Versicherte infolge ihrer beruflichen oder sonst versi-
cherten Tatigkeit erleiden.

Als Arbeitsunfélle gelten ferner Unfdlle

e Dbei Erstbeschaffung von Arbeitsgerat auf Veranlassung des Unternehmers sowie
bei Verwahrung, Beforderung, Instandhaltung oder Erneuerung eines Arbeits-
gerdtes,

e auf einem mit der versicherten Tatigkeit zusammenhangenden unmittelbaren Weg
nach und von dem Ort der Tatigkeit.

Versicherungsschutz besteht auch

e wenn Versicherte den unmittelbaren Weg nach oder von der Arbeitsstétte verlas-
sen, um ihr Kind wegen der beruflichen Abwesenheit der Eltern fremder Obhut
anzuvertrauen,

e auf Umwegen als Teilnehmer einer Fahrgemeinschaft nach oder von dem Ort der
Tatigkeit.

Berufskrankheiten sind Krankheiten, die in der Berufskrankheiten-Verordnung bezeich-
net sind und die sich Versicherte durch ihre versicherte Tatigkeit zuziehen. Unter be-
stimmten Voraussetzungen werden im Einzelfall auch andere Krankheiten wie eine
Berufskrankheit anerkannt.
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4  Unfallversicherungstrager

Jeder Unternehmer gehort kraft Gesetzes dem nach der Art seines Unternehmens zu-
standigen Unfallversicherungstrédger an. Er ist verpflichtet, die Eréffnung oder Uber-

nahme seines Unternehmens binnen einer Woche anzuzeigen. Die Anzeigepflicht gilt
auch bei Anderungen im Unternehmen, die fiir die Zustidndigkeit des Unfallversiche-

rungstragers von Bedeutung sind.

Die Unfallkasse des Bundes ist zustandig fiir

e die Unternehmen (Verwaltungen, Anstalten, Einrichtungen und Betriebe) des Bun-
des und bestimmte rechtlich selbststandige Unternehmen, an denen der Bund
iberwiegend beteiligt ist,

e die Bundesagentur fiir Arbeit und fiir Personen, die als meldepflichtige Arbeitslose
oder Arbeitslosengeld II-Empfanger versichert sind,

e die Betriebskrankenkassen seiner Dienstbetriebe,

e Personen, die im Zivilschutz tatig sind oder an Ausbildungsveranstaltungen im
Zivilschutz teilnehmen, es sei denn, es ergibt sich eine Zustandigkeit nach den Vor-
schriften fiir die Unfallversicherungstrager im Landes- und kommunalen Bereich,

e die in den Gemeinschaften des Deutschen Roten Kreuzes ehrenamtlich Tatigen so-
wie fiir sonstige beim Deutschen Roten Kreuz mit Ausnahme der Unternehmen des
Gesundheitswesens und der Wohlfahrtspflege Tatige,

e Entwicklungshelfer im Sinne des Entwicklungshelfer-Gesetzes,

e Deutsche, die im Ausland bei einer amtlichen Vertretung des Bundes oder bei
deren Leitern, deutschen Mitgliedern oder Bediensteten beschaftigt sind.

Die Eisenbahn-Unfallkasse ist zustdndig fiir

e die aus der fritheren Bundesbahn und Reichsbahn hervorgegangenen Unterneh-
men, Betriebe und Verwaltungen.

Die Unfallkasse Post und Telekom ist zustandig fiir

e die aus der fritheren Deutschen Bundespost hervorgegangenen Unternehmen,
Betriebe und Verwaltungen.

Die Unfallkassen der Lander sind zustdndig fiir

e die Unternehmen (Verwaltungen, Anstalten, Einrichtungen und Betriebe) des
Landes und bestimmte rechtlich selbststédndige Unternehmen, an denen das Land
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iberwiegend beteiligt ist oder auf deren Organe es einen ausschlaggebenden Ein-
fluss hat,

e Kindertageseinrichtungen , Schulen und Hochschulen, deren Sachkosten vom Land
getragen werden sowie fiir bestimmte private Kindertageseinrichtungen, private
Schulen und Hochschulen,

e Gefangene.
Die Gemeindeunfallversicherungsverbdande und Unfallkassen der Gemeinden sind
zustandig fir

e die Unternehmen (Verwaltungen, Anstalten, Einrichtungen und Betriebe) der Ge-
meinden und Gemeindeverbadnde sowie bestimmte rechtlich selbststdandige Unter-
nehmen, an denen Gemeinden oder Gemeindeverbande tiberwiegend beteiligt sind
oder auf deren Organe sie einen ausschlaggebenden Einfluss haben (ausgenom-
men sind bestimmte Betriebe, fiir die die Berufsgenossenschaften zustindig sind),

e Kindertageseinrichtungen und Schulen, deren Sachkosten von den Gemeinden
oder Gemeindeverbdnden getragen werden,

e private Haushalte,

e Personen, die in Einrichtungen zur Hilfe bei Ungliicksfallen beschaftigt oder ehren-
amtlich tatig sind, sowie fiir Lebensretter und Blutspender (soweit sich nach Lan-
desrecht nicht die Unfallkassen der Lander die Zustdndigkeit vorbehalten haben),

e Mafinahmen der Hilfe zur Arbeit, die von den Tragern der Sozialhilfe durchgefiihrt
werden,

e in Eigenarbeit nicht gewerbsmafiig ausgefiihrte Bauarbeiten, die die tarifliche
Wochenarbeitszeit im Bauhauptgewerbe nicht tiberschreiten,

e Selbsthilfearbeiten bei der Schaffung &ffentlich geférderten Wohnraums im Sinne
des zweiten Wohnungsbaugesetzes,

e nicht erwerbsmafige Pflegepersonen.
Soweit besondere Feuerwehr-Unfallkassen bestehen, erstreckt sich deren Zustédndig-
keit auf Freiwillige Feuerwehren und Pflichtfeuerwehren.

In den meisten Bundesldandern wurden gemeinsame Unfallkassen fiir den Landes-
und den kommunalen Bereich gebildet.

Die Berufsgenossenschaften sind zustandig fiir Versicherte in Unternehmen der
gewerblichen Wirtschaft und in der Landwirtschaft.

12



5  Finanzierung

Die Mittel zur Finanzierung der Aufgaben der Unfallversicherungstrdager werden von
den Unternehmern durch Beitrdage aufgebracht. Die Hohe der Beitrdge ergibt sich aus
den Kosten der Pravention, der Entschadigung fiir Arbeitsunfalle und Berufskrankhei-
ten sowie den Verwaltungskosten. Gewinne diirfen nicht erzielt werden. Bei den Unfall-
versicherungstragern der 6ffentlichen Hand werden fiir bestimmte Versicherungsgrup-
pen keine Beitrdge erhoben (Schiiler an privaten Schulen, ehrenamtlich in Hilfeleis-
tungsunternehmen Tatige, Hilfeleistende). Die Aufwendungen fiir diese Versicherten
werden aus Steuermitteln getragen. Die Beitrdge fiir 6ffentliche Schulen tragt der
Sachkostentrdger. Die Beitrage fiir Versicherte in privaten Haushalten sind von den
Haushaltsfiihrenden zu entrichten, bei Minijobs im Privathaushalt wird der Beitrag von
der Bundesknappschaft im Haushaltsscheckverfahren eingezogen.

Fiir die Versicherten ist die gesetzliche Unfallversicherung beitragsfrei.
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6  Haftung

Die zivilrechtliche Haftung des Unternehmers fiir Kérperschdaden gegeniiber den in sei-
nem Unternehmen tdtigen Personen wird durch die gesetzliche Unfallversicherung ab-
gelost. Der Unternehmer haftet Versicherten, deren Angehdrigen und Hinterbliebenen
aber dann, wenn er den Versicherungsfall vorsatzlich oder auf einem nach § 8 Abs. 2
Nr. 1 bis 4 SGB VIl versicherten Weg herbeigefiihrt hat, d.h. wenn sich der Versicherte
auf dem Weg zur versicherten Tatigkeit oder von dort nach Hause befand.

Entsprechendes gilt fiir die Haftung der Versicherten untereinander, wenn der
Versicherungsfall durch eine betriebliche Tatigkeit verursacht wurde.
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7  Aufgaben und Leistungen
der Unfallversicherungstrager

Den Unfallversicherungstragern sind folgende Aufgaben (ibertragen:

e Verhiitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesund-
heitsgefahren sowie Sicherstellung einer wirksamen Ersten Hilfe (Pravention),

e Heilbehandlung und Leistungen zur Teilhabe,

e Entschddigung durch Geldleistungen.

7.1 Verhiitung von Arbeitsunfillen, Berufskrankheiten, arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren sowie Sicherstellung einer
wirksamen Ersten Hilfe

Die Unfallversicherungstrager haben die gesetzliche Verpflichtung, mit allen geeigne-
ten Mitteln fiir die Verhtitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und arbeits-
bedingten Gesundheitsgefahren und fiir eine wirksame Erste Hilfe zu sorgen. Zur
Durchfiihrung dieser Aufgabe haben sie die Unternehmer und die Versicherten zu be-
raten. Ferner sind sie verpflichtet, die Durchfiihrung der Praventionsmafnahmen zu
iberwachen. Rechtsgrundlage hierfiir sind das Sozialgesetzbuch Siebtes Buch

(SGB VII) und die Unfallverhiitungsvorschriften.

Die Beratungs- und Uberwachungstatigkeit wird von fachlich besonders vorgebildeten
Aufsichtspersonen (Technische Aufsichtspersonen) durchgefiihrt. Sie haben das Recht,
die Betriebe zu betreten, zu besichtigen und zu priifen, Arbeitsverfahren und Arbeits-
abldufe zu untersuchen und Anordnungen zu treffen.

VerstoRen Unternehmer oder Versicherte vorsatzlich oder fahrldassig gegen buf3igeld-
bewehrte Unfallverhiitungsvorschriften, so kann der Unfallversicherungstrager eine
GeldbuBe bis zu 10.000,- EUR festsetzen. Dasselbe gilt bei Zuwiderhandlungen gegen
vollziehbare Anordnungen der Unfallversicherungstréger.

7.1.1  Technische Pravention

Die technische Pravention erstrebt die Arbeitssicherheit aller Betriebseinrichtungen
durch Vermeidung technischer Gefahrenquellen und den Ausbau aller denkbaren
Schutzeinrichtungen. Sie erstreckt sich weiter auf die sichere Beschaffenheit der
Arbeitsstdtten einschliefilich aller Maschinen, Werkzeuge und sonstigen Einrichtungen
sowie der sicheren Beschaffenheit von technischen Arbeitsmitteln und Arbeitsverfah-
ren. Die technische Pravention gilt ebenso fiir die Sicherheit in Universitdaten, Schulen
und Kindertageseinrichtungen.
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7.1.2  Prdvention durch Aufkldrung, Schulung und Werbung

Die Unfallversicherungstrager sind verpflichtet, auf jede mdogliche Art auf unfallsichere
Arbeitsweisen sowie auf ein sicherheits- und gesundheitsbewusstes Verhalten bei der
Arbeit hinzuwirken. Sie haben fiir die erforderliche Ausbildung der mit der Durch-
fithrung der Prdvention betrauten Personen zu sorgen und Unternehmer und Versicher-
te zur Teilnahme an Ausbildungslehrgangen anzuhalten. Bei der Erfiillung dieser Ver-
pflichtung werden von ihnen alle modernen Mittel fiir die Aufklarung, Werbung und
Schulung, wie Broschiiren, Merkblatter, Zeitschriften, Plakate, Filme, Tonbildreihen,
Vortrdge und andere Mittel, eingesetzt. Eine enge Zusammenarbeit mit dem Unterneh-
mer und den Betriebsvertretungen soll den Erfolg dieser Arbeit und die Praxisndhe
sichern.

7.1.3  Unfallverhiitende Betriebsregelungen durch den Unternehmer

Der Unternehmer ist verantwortlich fiir die ordnungsgeméfie Aufgabenerfiillung und
den ordnungsgemafien Ablauf in seinem Betrieb. Deshalb ist er auch verpflichtet, alle
der Pravention dienenden MaRnahmen und Anforderungen in seinem Betrieb zu tref-
fen. Dies ist in § 21 SGB VIl ausdriicklich festgelegt. Danach ist er fiir die Durchfiihrung
der Mafinahmen zur Verhiitung von Arbeitsunfallen, Berufskrankheiten und fiir die Ver-
hiitung von arbeitshedingten Gesundheitsgefahren sowie fiir die Sicherstellung einer
wirksamen Ersten Hilfe verantwortlich. Deshalb muss der Unternehmer die in seinem
Unternehmen tdtigen Versicherten zum sicheren und gesundheitsgerechten Arbeiten
und zur Beachtung der fiir sie mafigeblichen Unfallverhiitungsvorschriften anhalten
und sie tiber die mit ihrer Tatigkeit verbundenen Gefahren aufklaren.

Um den innerbetrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz gewéahrleisten zu kénnen,
muss der Unternehmer auch fiir geeignete Aufbau- und Ablauforganisation sorgen,
durch die insbesondere folgende Ziele sichergestellt werden:

— Die Fiihrungskréfte und Mitarbeiter kennen ihre Verantwortung und Aufgaben im
Arbeits- und Gesundheitsschutz,

— Gefdhrdungen werden ermittelt und dokumentiert, und praxisgerechte MaBnah-
men werden ergriffen,

— bei den einzelnen Arbeitsabldufen (z.B. Beschaffung, Investition) werden die Be-
lange des Arbeits- und Gesundheitsschutzes beriicksichtigt,

— die Mitarbeiter werden entsprechend qualifiziert und unterwiesen, und

— die Einfiihrung der betriebsinternen sicherheitsrechtlichen Fragen wird tberpriift.

16
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Zur Unterstiitzung bei der Sicherstellung eines wirksamen Arbeits- und Gesundheits-
schutzes im Betrieb sind nach dem Gesetz iiber Betriebséarzte, Sicherheitsingenieure
und andere Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz) Betriebsarzte
und Fachkrafte fiir Arbeitssicherheit zu bestellen. Die Mafinahmen, die der Unterneh-
mer zur Erflillung dieser gesetzlichen Pflichten zu treffen hat, werden weitgehend von
den Unfallversicherungstragern durch die Unfallverhiitungsvorschrift ,,Betriebsarzte,
Sicherheitsingenieure und andere Fachkréfte fiir Arbeitssicherheit (GUV-V A6/7, bis-
her GUV o.5) geregelt. Damit soll erreicht werden, dass

— die dem Arbeitsschutz und der Pravention dienenden Vorschriften den besonderen
Betriebsverhaltnissen entsprechend angewendet werden,

— gesicherte arbeitsmedizinische und sicherheitstechnische Erkenntnisse zur Verbes-
serung des Arbeitsschutzes und der Pravention angewendet werden kénnen und

— die dem Arbeitsschutz und der Pravention dienenden MaBnahmen einen méglichst
hohen Wirkungsgrad erreichen.

Daneben ist der Unternehmer gemaf § 22 SGB VIl verpflichtet, in Unternehmen mit
mehr als 20 Beschéftigten zu seiner Unterstiitzung einen oder mehrere Sicherheits-
beauftragte unter Mitwirkung des Betriebsrates bzw. des Personalrates zu bestellen.
Fiir Unternehmen mit geringerer oder erhohter Gefahr kann der Unfallversicherungs-
trager Abweichendes regeln.

7.1.4 Besondere arbeitsmedizinische Vorsorge

Der Unternehmer hat dafiir zu sorgen, dass bei Personen, die bei ihrer Tatigkeit einer
besonderen gesundheitlichen Gefdhrdung ausgesetzt sind, spezielle arbeitsmedizi-
nische Vorsorgeuntersuchungen durchgefiihrt werden (Unfallverhiitungsvorschrift
LArbeitsmedizinische Vorsorge®, GUV-V A 4, bisher GUV 0.6). Die Personen, die bei ih-
rer beruflichen Tatigkeit einer besonderen gesundheitlichen Gefahrdung ausgesetzt
sind, werden in der Regel nach den ,,Berufsgenossenschaftlichen Grundsatzen fiir ar-
beitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen“ betreut.

7.1.5  Erste Hilfe

Die Unternehmer haben eine wirksame Erste Hilfe bei Arbeitsunfillen entsprechend
der Unfallverhiitungsvorschrift ,,Grundsétze der Pravention“ (GUV-V A1) sicherzustel-
len. Hierzu gehort insbesondere der Einsatz von speziell ausgebildeten Ersthelfern.
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7.2 Heilbehandlung und Leistungen zur Teilhabe

7.2.1  Heilbehandlung

Bei Verletzungen durch Arbeitsunfalle und bei Berufskrankheiten erbringt der Unfall-
versicherungstrager Heilbehandlung.

Die Heilbehandlung verfolgt mit allen geeigneten Mitteln das Ziel, den durch den Ver-
sicherungsfall verursachten Gesundheitsschaden zu beseitigen oder zu bessern, seine
Verschlimmerung zu verhiiten und seine Folgen zu mildern. Sie wird so lange erbracht,
bis ihr Ziel erreicht ist.

Der behandelnde Arzt ist unbedingt darauf hinzuweisen, dass ein Arbeits-, Schul- oder
Wegeunfall vorliegt. Der Arzt rechnet dann direkt mit dem Unfallversicherungstrager
ab. Privatadrztliche Behandlung ist in der gesetzlichen Unfallversicherung nicht vorge-
sehen. Eine Versichertenkarte braucht nicht vorgelegt und auch die Praxisgebiihr in
H6he von 10 Euro muss nicht entrichtet werden.

Die Heilbehandlung umfasst inshesondere

e Erstversorgung,

e drztliche Behandlung,

e zahndrztliche Behandlung einschlieflich der Versorgung mit Zahnersatz,

e \Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,

e hdusliche Krankenpflege,

e Behandlung in Krankenhdusern und Rehabilitationseinrichtungen,

e Leistungen zur medizinischen Rehabilitation einschliefilich Belastungserprobung
und Arbeitstherapie.

Zur Behandlung in Krankenhdusern und Rehabilitationseinrichtungen stehen den
Unfallversicherungstragern auch eigene Einrichtungen (Berufsgenossenschaftliche
Unfallkliniken) zur Verfiigung.

Hilfsmittel, die durch den Unfall beschadigt werden oder verloren gehen - z.B. Brillen —,
sind wiederherzustellen oder zu erneuern.

Fiir Versicherte, die bei bestimmten Alltagsverrichtungen in erheblichem Umfang frem-
der Hilfe bediirfen, wird Pflegegeld gezahlt oder Haus- bzw. Heimpflege gewahrt.
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7.2.2  Teilhabe am Arbeitsleben

Die Leistungen haben das Ziel, die Versicherten nach ihrer Leistungsfahigkeit und un-
ter Beriicksichtigung ihrer Eignung, Neigung und bisherigen Tatigkeit méglichst auf
Dauer beruflich einzugliedern.

Die Leistungen umfassen insbesondere

Hilfen zur Erhaltung oder Erlangung eines Arbeitsplatzes einschlieflich Leistungen
zur Beratung und Vermittlung, TrainingsmaBnahmen und Mobilitdtshilfen,

Berufsvorbereitung einschlief3lich einer wegen der Behinderung erforderlichen
Grundausbildung,

berufliche Anpassung und Weiterbildung, auch soweit die Leistungen einen zur
Teilnahme erforderlichen schulischen Abschluss einschlie3en,

berufliche Ausbildung, auch soweit die Leistungen in einem zeitlich nicht iberwie-
genden Abschnitt schulisch durchgefiihrt werden,

Uberbriickungsgeld fiir Versicherte, die durch Aufnahme einer selbststéndigen
Tatigkeit die Arbeitslosigkeit beenden oder vermeiden,

sonstige Hilfen zur Férderung der Teilhabe am Arbeitsleben, um behinderten Men-
schen eine angemessene und geeignete Beschaftigung oder eine selbststdandige
Tatigkeit zu ermoglichen und zu erhalten.

In besonderen Fallen werden auch die erforderlichen Kosten fiir Unterkunft und
Verpflegung sowie sonstige Kosten (z.B. Lernmittel, Priifungsgebiihren) tiber-
nommen.

Bei Kindern in Tageseinrichtungen, Schiilerinnen und Schiilern sowie Studierenden
umfassen die Leistungen alle Hilfen, die infolge des Unfalls erforderlich sind, um

ihre geistigen und korperlichen Fahigkeiten vor Beginn der Schulpflicht zu
entwickeln und

ihnen eine ihrer Leistungsfahigkeit entsprechende allgemeine Schulbildung zu
ermoglichen.

Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben umfassen auch

Kraftfahrzeughilfe,
Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz,

technische Arbeitshilfen,
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Kosten der Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer behindertengerechten
Wohnung in angemessenem Umfang sowie

Leistungen im Eingangsverfahren, im Berufsbildungsbereich und im Arbeitsbereich
anerkannter Werkstatten fiir behinderte Menschen (einschlieBlich der Zahlung von
Arbeitsférderungsgeld).

Als Leistungen an Arbeitgeber kommen insbesondere in Betracht

Ausbildungszuschiisse zur betrieblichen Ausfiihrung von Bildungsleistungen,
Eingliederungszuschiisse,
Zuschiisse fiir Arbeitshilfen im Betrieb sowie

teilweise oder volle Kostenerstattung fiir eine befristete Probebeschéftigung.

7.2.3 Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und ergdnzende Leistungen

Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft sollen behinderten Menschen
ein weitgehend selbststandiges und von Pflege unabhadngiges Leben erméglichen.
Hierzu gehéren insbesondere

Hilfsmittel zur Erleichterung der Verrichtungen des tédglichen Lebens,
Kraftfahrzeughilfe,

Hilfen bei der Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer Wohnung, die den be-
sonderen Bediirfnissen der behinderten Menschen entspricht.

Ergdnzende Leistungen sind insbesondere

20

Verletztengeld bei Arbeitsunfahigkeit

Fir die Dauer der Arbeitsunfahigkeit erhalten Arbeitnehmer Verletztengeld, soweit
Arbeitsentgelt nicht gezahlt wird. Es betragt 8o % des erzielten regelméfiigen Brut-
toarbeitsentgelts und darf das Nettoarbeitsentgelt nicht {ibersteigen.

Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Unterhaltsgeld usw. erhalten Ver-
letztengeld in Hohe dieser Leistungen.

Sonstige Personen, die bei Beginn der Arbeitsunfahigkeit Arbeitseinkommen
erzielt haben (z.B. Selbststdndige), erhalten ebenfalls Verletztengeld. Der Berech-
nung des Verletztengeldes ist der 360. Teil des im Kalenderjahr vor Beginn der Ar-
beitsunfahigkeit erzielten Arbeitseinkommens zu Grunde zu legen.
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e Kinderpflege-Verletztengeld
Kinderpflege-Verletztengeld erhalten berufstatige Eltern fiir eine begrenzte Zeit,
wenn,
— esnach drztlichem Zeugnis erforderlich ist, dass sie zur Beaufsichtigung, Be-
treuung oder Pflege ihres verletzten Kindes der Arbeit fern bleiben,
— eine andere im Haushalt lebende Person das Kind nicht beaufsichtigen,
betreuen oder pflegen kann und

— das Kind das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf
Hilfe angewiesen ist.

e Ubergangsgeld bei Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Wihrend einer MaBnahme zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten Versicherte Uber-
gangsgeld. Es betrdgt bei Versicherten, die mindestens ein Kind haben oder pfle-
gebediirftig sind, 75 %, bei den {ibrigen Versicherten 68 % des Verletztengeldes.

Bei vorzeitigem Abbruch der Manahme oder bei Arbeitslosigkeit im Anschluss an
eine abgeschlossene Manahme ist das Ubergangsgeld unter bestimmten Voraus-
setzungen fiir einen begrenzten Zeitraum weiter zu zahlen.

e Beitrdge zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie zur Bun-
desagentur fiir Arbeit bei Bezug von Verletzten- und Ubergangsgeld

e drztlich verordneter Rehabilitationssport
e Reisekosten

e Betriebs- oder Haushaltshilfe und Kinderbetreuungskosten

Haushaltshilfe wird geleistet, wenn Versicherten wegen der Heilbehandlung oder
einer Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben die Weiterfiihrung des Haushalts nicht
moglich ist. Die Leistung setzt u.a. voraus, dass eine andere im Haushalt lebende
Person den Haushalt nicht weiterfiihren kann und im Haushalt ein Kind lebt, wel-
ches das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe an-
gewiesen ist.

e sonstige Leistungen, die erforderlich sind, um das Ziel der Rehabilitation zu errei-
chen oder zu sichern.

Zum Ausgleich besonderer Harten konnen Versicherte oder deren Angehérige eine be-
sondere Unterstiitzung erhalten.
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7.2.4 Vorbeugende MaBinahmen gegen Berufskrankheiten

Die Unfallversicherungstrager haben mit allen geeigneten Mitteln der Gefahr entge-
genzuwirken, dass eine Berufskrankheit entsteht, wieder auflebt oder sich verschlim-
mert. Folgende Maflnahmen kdnnen in Betracht kommen:

e technische und organisatorische Schutzmafinahmen,

e personliche SchutzmaBnahmen,

e vorbeugende Heilbehandlung,

e Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.

Die Versicherten sind unter Umstdnden anzuhalten, ihre gefédhrdende Tétigkeit aufzu-
geben. Ein dadurch verursachter Minderverdienst oder sonstige wirtschaftliche Nach-

teile werden durch einmalige oder auf fiinf Jahre begrenzte Ubergangsleistungen aus-
geglichen.

7.3  Entschddigung durch Geldleistungen
7.3.1  Leistungen an Versicherte

e Versichertenrente

Versicherte erhalten eine Rente, wenn infolge des Versicherungsfalls ihre Erwerbs-
fahigkeit langer als 26 Wochen gemindert ist und wenn die Minderung der
Erwerbsfdhigkeit (MdE) mindestens 20 % betragt. Die Rente schlieBt sich an das
Verletztengeld an. Bei Schiilern und Studierenden, die in der Regel keiner Erwerbs-
tatigkeit nachgehen und daher Verletztengeld nicht erhalten, beginnt die Rente mit
dem Tag nach dem Versicherungsfall.

Vollrente: Sie betrdgt bei Verlust der Erwerbsfahigkeit zwei Drittel des Jahres-
arbeitsverdienstes.

Teilrente: Sie umfasst bei teilweiser Minderung der Erwerbsfahigkeit den Teil der
Vollrente, der dem Grad der Minderung der Erwerbsfahigkeit entspricht.

Als Jahresarbeitsverdienst gilt das Arbeitsentgelt und das Arbeitseinkommen in
den letzten zwolf Kalendermonaten vor dem Versicherungsfall. Dabei gelten nach
dem Alter abgestufte Mindestgrenzen. Fehlzeiten werden in der Regel aufgefiillt.
Der Hochstbetrag ist in den Satzungen der Unfallversicherungstrager geregelt.
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Ist die Erwerbsfahigkeit infolge mehrerer Versicherungsfille gemindert und errei-
chen die Prozentsdtze der durch die einzelnen Versicherungsfalle verursachten
Minderung zusammen wenigstens die Zahl 20, so ist fiir jeden, auch einen friihe-
ren Fall, Versichertenrente zu zahlen.

Die Folgen eines Versicherungsfalls werden nur beriicksichtigt, wenn sie die
Erwerbsfahigkeit um wenigstens 10 % mindern. Den Versicherungsfallen stehen
Unfalle oder Gesundheitsschdden gleich, fiir die nach anderen Gesetzen (z.B.
Beamtengesetze, Bundesversorgungsgesetz, Soldatenversorgungsgesetz, Gesetz
iiber den zivilen Ersatzdienst) eine Entschidigung vorgesehen ist.

Kénnen Versicherte, deren Minderung der Erwerbsfahigkeit mindestens 50 % be-
tragt (Schwerverletzte) infolge des Versicherungsfalls einer Erwerbstatigkeit nicht
mehr nachgehen, so erhoht sich die Rente um 10 %, wenn eine Rente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung nicht zu zahlen ist.

Sind Versicherte infolge des Versicherungsfalls ohne Arbeitsentgelt und Arbeits-
einkommen, ist die Rente unter bestimmten Voraussetzungen voriibergehend zu
erhdhen.

7.3.2 Leistungen im Todesfall
Bei Tod infolge eines Versicherungsfalls sind zu zahlen:

e Sterbegeld in Héhe von einem Siebtel der im Zeitpunkt des Todes geltenden
Bezugsgrofie

e die erforderlichen Kosten der Uberfithrung des Verstorbenen an den Ort der Bestat-
tung

e Rente an die Hinterbliebenen
Anspruch auf Hinterbliebenenrente haben die Witwe, der Witwer, die Waisen und
unter bestimmten Voraussetzungen der frilhere Ehegatte, die Verwandten der auf-
steigenden Linie, die Stief- und Pflegeeltern.

e Witwen- und Witwerrente
Bis zum Ablauf von drei Kalendermonaten nach dem Tod wird Hinterbliebenenrente
in Hhe von zwei Dritteln des Jahresarbeitsverdienstes gezahlt.

Ab dem vierten Kalendermonat betrdgt die Hinterbliebenenrente 30 % des Jahres-
arbeitsverdienstes. In bestimmten Fallen ist die Bezugsdauer dieser Rente auf
héchstens zwei Jahre begrenzt.

Haben die Witwe oder der Witwer das 45. Lebensjahr vollendet, sind sie erwerbs-
gemindert, erziehen sie mindestens ein waisenrentenberechtigtes Kind oder sor-
gen sie fiir ein Kind, das wegen korperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung
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eine Waisenrente erhdlt oder nur deswegen nicht erhalt, weil es das 27. Lebensjahr
vollendet hat, betrdgt die Hinterbliebenenrente 40 % des Jahresarbeitsverdienstes.

e Waisenrente

Jede Waise erhdlt bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres eine Waisenrente von
30 % des Jahresarbeitsverdienstes, wenn sie Vollwaise ist. Halbwaisen erhalten
eine Rente von 20 % des Jahresarbeitsverdienstes. Waisenrente erhalten bei Erfiil-
lung bestimmter Voraussetzungen auch Stief- und Pflegekinder sowie Enkel und
Geschwister. In Sonderféllen (z.B. bei Schul- oder Berufsausbildung) wird die Wai-
senrente ldngstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres gewdhrt, ausnahms-
weise auch dariiber hinaus, wenn sich die Schul- oder Berufsausbildung durch den
gesetzlichen Wehrdienst, Zivildienst oder einen gleichgestellten Dienst verzogert.

e Einkommensanrechnung
Beziehen Witwen, Witwer und volljahrige Waisen Erwerbs- oder Erwerbsersatzein-
kommen, wird dieses Einkommen, soweit es einen Freibetrag tibersteigt, zu 40 %
auf die Rente angerechnet. In bestimmten Fallen wird auch das Vermégenseinkom-
men angerechnet.

e Hinterbliebenenbeihilfe
Hinterbliebene Ehegatten von Schwerverletzten, die keinen Anspruch auf Hinter-
bliebenenrente haben, weil der Tod nicht Folge eines Versicherungsfalls ist, erhal-
ten als einmalige Beihilfe einen Betrag in Hhe von 40 % des Jahresarbeitsver-
dienstes. Unter bestimmten Voraussetzungen haben auch Vollwaisen Anspruch auf
diese Beihilfe.

In besonderen Féllen kann an Stelle der einmaligen Beihilfe eine laufende Beihilfe
gezahlt werden.
7.3.3 Anpassung der Geldleistungen
Das Verletzten- und Ubergangsgeld sowie die Renten und das Pflegegeld werden jahr-
lich der allgemeinen Entwicklung der Lohne und Gehélter angepasst.
7.3.4 Abfindung von Renten

Bei einem nur voriibergehenden Rentenanspruch konnen Versicherte nach Abschluss
der Heilbehandlung mit einer Gesamtvergiitung in Hohe des voraussichtlichen Renten-
aufwandes abgefunden werden. Auf Antrag kénnen unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch Renten fiir unbestimmte Zeit abgefunden werden.

Heiratet eine Witwe oder ein Witwer wieder, wird an Stelle der bisherigen Rente eine
Abfindung in Héhe des 24fachen durchschnittlichen Monatsbetrags der Rente gezahlt.
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Bei Hinterbliebenenrenten, deren Bezugsdauer auf zwei Jahre begrenzt ist, vermindert
sich die Abfindungssumme um den Rentenbetrag, der bis zur Abfindung bereits
gezahlt wurde.

7.3.5  Mehrleistungen

Durch Satzung oder Rechtsverordnung kénnen fiir Versicherte, die bei einer ehrenamt-
lichen oder einer anderen Tatigkeit im Interesse der Allgemeinheit einen Unfall erlitten
haben, Mehrleistungen bestimmt werden. Mehrleistungen werden im Allgemeinen
wahrend der Dauer der Heilbehandlung und der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-
ben sowie zu den Versicherten- und Hinterbliebenenrenten gezahlt.

7.3.6  Sachschdden, Schmerzensgeld

Mit Ausnahme der unter Nr. 7.2.1 genannten Hilfsmittel werden in der gesetzlichen
Unfallversicherung Sachschaden grundsatzlich nicht ersetzt.

Personen, die bei einer Hilfeleistung versichert sind, erhalten auf Antrag Ersatz fiir
Sachschdden, die sie bei dieser Tatigkeit erleiden, sowie fiir die Aufwendungen, die
sie den Umstdnden nach fiir erforderlich halten diirfen.

Ein Schmerzensgeld ist neben den Geldleistungen der Unfallversicherung nicht vorge-
sehen.
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8 Maf3nahmen nach Eintritt eines Unfalls

8.1  Pflicht zur Anzeige von Arbeitsunfdllen und Berufskrankheiten

Unfallanzeige

Die Unternehmer sind verpflichtet, alle Unfélle in ihren Unternehmen (auch Unfalle auf
Betriebswegen, Dienstreisen, Wegen von und zur Arbeit) dem Unfallversicherungstra-
ger zu melden, wenn ein Mitarbeiter getétet oder so verletzt wird, dass er fiir mehr als
drei Tage arbeitsunfahig wird. Die Unfallanzeige ist binnen drei Tagen zu erstatten,
nachdem die Unternehmer von dem Unfall Kenntnis erlangt haben. Sie ist vom Perso-
nalrat (Betriebsrat) mit zu unterzeichnen. Tédliche Unfille, Massenunfille und Unfille
mit schwerwiegenden Gesundheitsschaden sind dem Unfallversicherungstrager sofort
zu melden (Telefon, Fax, E-Mail).

Bei Unfdllen von Kindern in Tageseinrichtungen, Schiilern und Studierenden ist die Un-
fallanzeige vom Leiter der Einrichtung bereits dann zu erstatten, wenn der Versicherte
so verletzt wird, dass er drztliche Behandlung in Anspruch nehmen muss.

Berufskrankheiten-Anzeige

Anhaltspunkte fiir das Vorliegen einer Berufskrankheit miissen ebenfalls angezeigt
werden. Haben Arzte den begriindeten Verdacht, dass bei einem Versicherten eine
Berufskrankheit besteht, so haben sie dies dem Unfallversicherungstrager ebenfalls
unverziiglich anzuzeigen.

Vordrucke

Fiir die Anzeige von Arbeitsunfdllen und Berufskrankheiten existieren verbindliche
Vordrucke. Die Anzeige kann im Einvernehmen mit dem Anzeigenempfanger auch im
Wege der elektronischen Dateniibermittlung erstattet werden, soweit die Darstellung
den Formularen entspricht und geeignete Mafinahmen zur Sicherstellung des Daten-
schutzes getroffen wurden.

8.2 Was geschieht nach einem Unfall?

1. Nach einem Unfall ht die Aufsicht filhrende Person nach Art und Umfang der Verlet-
zung zu entscheiden, ob Erste Hilfe geniigt oder ob ein Arzt hinzugezogen werden
muss.

2. Versicherte mit leichten Verletzungen, die zwar drztlicher Versorgung bediirfen, bei
denen aber voraussichtlich nur eine kurzfristige Behandlung erforderlich ist, sollen
dem ndchstgelegenen Arzt vorgestellt werden.
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3. Bei dariiber hinausgehenden Verletzungen, die zur Behandlungsbediirftigkeit von
voraussichtlich mehr als einer Woche fiihren, soll direkt ein Durchgangsarzt
(D-Arzt) aufgesucht werden.

4. Bei offensichtlichen Augen-, Hals-, Nasen- oder Ohrenverletzungen ist direkt der
spezialisierte Facharzt aufzusuchen.

5. Ein schneller und fachgerechter Transport Verletzter zur Arztpraxis bzw. in das
Krankenhaus kann entscheidend fiir den Erfolg der Heilbehandlung sein. Bei der
Auswahl des Transportmittels sind Art und Schwere der Verletzung zu beachten.
So kann bei leichten Verletzungen der Versicherte zu Fuf3, mit 6ffentlichen Ver-
kehrsmitteln, Taxi oder Privatwagen zum Arzt gebracht werden. Bei Verletzungen,
die einen besonderen Transport oder eine sachkundige Betreuung wahrend des
Transports erfordern, sollte dieser durch Krankentransport- oder Rettungstrans-
portwagen erfolgen. Bei Zweifeln an der Transportfahigkeit Verletzter sollte
grundsatzlich ein Arzt {iber das Transportfahrzeug und die Art des Transports ent-
scheiden.

Eine Begleitung durch eine weitere Person sollte mindestens bei Verletzten im
Grundschulalter erfolgen.

Die Unfallversicherungstrager haben fiir Verletzungen, die einer fachdrztlichen oder
besonderen unfallmedizinischen Versorgung bediirfen, die nachstehenden Verfahren
eingefiihrt.

8.2.1  Durchgangsarztverfahren

Versicherte, die voraussichtlich langer als eine Woche behandlungsbediirftig sind,
miissen unverziiglich vom behandelnden Arzt einen Durchgangsarzt (D-Arzt) vorge-
stellt werden. Ein Durchgangsarzt kann auch direkt nach einem Unfall aufgesucht wer-
den. Durchgangsarzte sind Facharzte fiir Chirurgie mit besonderen Kenntnissen und
Erfahrungen auf dem gesamten Gebiet der Unfallmedizin.

8.2.2 H-Arzt-Verfahren
H-Arzte sind Arzte mit erweiterten Kenntnissen und Erfahrungen auf dem Gebiet der
Unfallmedizin. Sie sind von der Vorstellungspflicht beim D-Arzt befreit.

8.2.3 Verletzungsartenverfahren

Unfallverletzte mit bestimmten schweren Verletzungen werden in speziell ausgewahl-
ten und zugelassenen Krankenhdusern behandelt. Die dort vorhandenen umfangrei-
chen unfallmedizinischen Erfahrungen des arztlichen und sonstigen medizinischen
Personals sowie die medizinisch-technischen Einrichtungen gewdahrleisten eine beson-
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ders qualifizierte Versorgung. Bei unter das Verletzungsartenverfahren fallenden Ver-
letzungen ist jeder Arzt verpflichtet, die Verletzten unverziiglich in das nachste daftir
zugelassene Krankenhaus zu liberweisen.

8.3 Anmeldefrist fiir Unfallentschddigung
Die Leistungen der Unfallversicherung sind von Amts wegen festzustellen; es bedarf
also keines Antrags des Versicherten oder seiner Angehérigen.

Im Feststellungsverfahren bestehen Mitwirkungspflichten der Leistungsberechtigten
und der Unternehmer.

Gegen Entscheidungen der Unfallversicherungstrdger ist als Rechtsbehelf Widerspruch
moglich, gegen Widerspruchsbescheide Klage vor dem Sozialgericht.

Uber ihre Rechte und Pflichten in Einzelféllen erhalten die Versicherten und Unterneh-
mer durch den zusténdigen Unfallversicherungstrdager Auskunft und Rat.

28



Hinweis:

Seit Oktober 2002 ist das BUK-Regelwerk ,,Sicherheit und Gesundheitsschutz* neu strukturiert
und mit neuen Bezeichnungen und Bestellnummern versehen. In Abstimmung mit dem Haupt-
verband der gewerblichen Berufsgenossenschaften wurden samtliche Veroffentlichungen den
Kategorien ,,Unfallverhiitungsvorschriften®, ,,Regeln fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz*,
»Informationen“ und ,,Grundsédtze* zugeordnet.

Bei anstehenden Uberarbeitungen oder Nachdrucken werden die Verdffentlichungen auf die
neuen Bezeichnungen und Bestellnummern umgestellt. Dabei wird zur Erleichterung fiir einen

Ubergangszeitraum von ca. 3 bis 5 Jahren den neuen Bestellnummern die bisherige Bestellnum-
mer angefiigt.

Des Weiteren kann die Umstellung auf die neue Bezeichnung und Benummerung einer so
genannten Transferliste entnommen werden, die u.a. im Druckschriftenverzeichnis und auf der
Homepage des Bundesverbandes der Unfallkassen (www.unfallkassen.de) verdffentlicht ist.

Gegeniiber der vorhergehenden Ausgabe vom September 1998
wurde dieses Merkblatt grundlegend iiberarbeitet.




	Inhaltsverzeichnis
	1 Gliederung und Organisation
	2 Versicherte Personen
	3 Versicherungsfälle
	4 Unfallversicherungsträger
	5 Finanzierung
	6 Haftung
	7 Aufgaben und Leistungen der Unfallversicherungsträger
	7.1 Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten, arbeitsbedingtenGesundheitsgefahren sowie Sicherstellung einerwirksamen Ersten Hilfe
	7.1.1 Technische Prävention
	7.1.2 Prävention durch Aufklärung, Schulung und Werbung
	7.1.3 Unfallverhütende Betriebsregelungen durch den Unternehmer
	7.1.4 Besondere arbeitsmedizinische Vorsorge
	7.1.5 Erste Hilfe

	7.2 Heilbehandlung und Leistungen zur Teilhabe
	7.2.1 Heilbehandlung
	7.2.2 Teilhabe am Arbeitsleben
	7.2.3 Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft und ergänzende Leistungen
	7.2.4 Vorbeugende Maßnahmen gegen Berufskrankheiten

	7.3 Entschädigung durch Geldleistungen
	7.3.1 Leistungen an Versicherte
	7.3.2 Leistungen im Todesfall
	7.3.3 Anpassung der Geldleistungen
	7.3.4 Abfindung von Renten
	7.3.5 Mehrleistungen
	7.3.6 Sachschäden, Schmerzensgeld


	8 Maßnahmen nach Eintritt eines Unfalls
	8.1 Pflicht zur Anzeige von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten
	8.2 Was geschieht nach einem Unfall?
	8.2.1 Durchgangsarztverfahren
	8.2.2 H-Arzt-Verfahren
	8.2.3 Verletzungsartenverfahren

	8.3 Anmeldefrist für Unfallentschädigung




